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ERLAUTERUNGEN ZU DEN AKTIONARSRECHTEN

Ordentliche Hauptversammlung der DEAG Deutsche Entertainment AG, Berlin, findet am
Dienstag, den 4. Juli 2023 um 11:00 Uhr (MESZ), in den Raumlichkeiten des Meistersaal,
Kothener StraBe 38, 10963 Berlin statt.

Erlauterung zu den Rechten der Aktiondre gemaR §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG
zur ordentlichen Hauptversammlung 2023 (Prasenz-Versammlung)

Die Einberufung der Hauptversammlung enthalt bereits Angaben zu den Rechten der Aktionarinnen und
Aktionare § 122 Abs. 2 AktG, § 126 Abs. 1 und 4, § 127, § 130a, § 131 Abs. 1.

1. Tagesordnungserganzungsverlangen gemaf § 122 Abs. 2 AktG

Gemal § 122 Abs. 2 AktG koénnen Aktionadre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00, dies entspricht 500.000 Aktien,
erreichen, verlangen, dass Gegenstande auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden.
Das Verlangen muss bei der Gesellschaft unter der folgenden Adresse spatestens 24 Tage vor der
Versammlung (der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen) und damit am 9. Juni 2023, 24:00 Uhr,
schriftlich unter der Adresse

DEAG Deutsche Entertainment AG
— Vorstand —
Potsdamer StraRe 58, 10785 Berlin

oder in elektronischer Form gemafR § 126a BGB per E-Mail an:
hauptversammlung@deag.ag

eingehen.

Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Begriindung oder eine Beschlussvorlage
beiliegen.

Der oder die Antragsteller haben nachzuweisen, dass er/sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des
Zugangs des Verlangens bei der Gesellschaft Inhaber der Aktien ist/sind und dass er/sie die Aktien bis
zur Entscheidung des Vorstands Gber den Antrag halt/halten. Bei der Berechnung dieser Frist sind §§
70 und 121 Absatz 7 AktG zu beachten.

Bekanntzumachende Ergé&nzungen der Tagesordnung werden — soweit sie nicht bereits mit der
Einberufung bekannt gemacht wurden — unverziglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger
bekannt gemacht und solchen Medien zur Veréffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen
werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europaischen Union verbreiten. Sie werden
aulerdem uber die Internetseite der Gesellschaft unter
https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/

veroffentlicht.

Die diesen Aktionarsrechten zugrundeliegenden Regelungen lauten auszugsweise wie folgt:

§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug)

(1) ' Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktiondre, deren Anteile zusammen den
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des Zwecks und
der Griinde verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. ? Die Satzung kann das Recht, die
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Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form und an den Besitz eines
geringeren Anteils am Grundkapital kniipfen. 3 Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit
mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie
die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands (iber den Antrag halten. 4 § 121 Abs. 7 ist entsprechend
anzuwenden.

(2) 1 In gleicher Weise kdnnen Aktiondre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, dass Gegensténde
auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. 2 Jedem neuen Gegenstand muss eine
Begriindung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 3 Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der
Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei bérsennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der
Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen.

[..]

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergédnzungsverlangen; Vorschldge zur Beschlussfassung
(Auszug)

(1) " Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegensténde auf die Tagesordnung gesetzt
werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberufung oder andernfalls unverzliglich nach Zugang
des Verlangens bekannt zu machen. 2 § 121 Abs. 4 gilt sinngeméaR; zudem gilt bei bérsennotierten
Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. @ Bekanntmachung und Zuleitung haben dabei in gleicher
Weise wie bei der Einberufung zu erfolgen.

[..]

§ 70 AktG Berechnung der Aktienbesitzzeit

T Ist die Auslibung von Rechten aus der Aktie davon abhéngig, dal3 der Aktiondr wéhrend eines
bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch auf
Ubereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1
oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes (iber das Kreditwesen tétiges Unternehmen gleich.
2 Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgéngers wird dem Aktiondr zugerechnet, wenn er die Aktie
unentgeltlich, von seinem Treuhénder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer
Gemeinschaft oder bei einer Bestandsiibertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder
§ 14 des Gesetzes liber Bausparkassen erworben hat.

2. Gegenantrage und Wahlvorschlage nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG

Gemal § 126 Abs. 1 AktG kann jeder Aktionar einen Gegenantrag zu einem Vorschlag von Vorstand
und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung Ubersenden. Ein Gegenantrag ist nach
naherer Maligabe von § 126 Abs. 1 und 2 AktG auf der Internetseite der Gesellschaft zuganglich zu
machen, wenn er bei der Gesellschaft unter der nachfolgend bekannt gemachten Adresse spatestens
am 19. Juni 2023, 24:00 Uhr, eingeht.

Jeder Aktiondr kann auRerdem nach naherer MalRgabe von § 127 AktG der Gesellschaft einen
Wahlvorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprifern Gbermitteln. Ein
Wahlvorschlag ist nach ndherer MalRgabe von §§ 127, 126 Abs. 1 und 2 AktG auf der Internetseite der
Gesellschaft zuganglich zu machen, wenn er bei der Gesellschaft unter der nachfolgend bekannt
gemachten Adresse spatestens am 19. Juni 2023, 24:00 Uhr, eingeht.

DEAG Deutsche Entertainment AG
Potsdamer Strafe 58
10785 Berlin
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oder per E-Mail an:
hauptversammlung@deag.de

Rechtzeitig eingehende Gegenantrdge oder Wahlvorschldge werden im Internet unter
https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugénglich gemacht, sofern sie den
gesetzlichen Anforderungen genugen. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter
der genannten Internetadresse zuganglich gemacht.

Die Gesellschaft braucht einen Gegenantrag (und dessen etwaige Begriindung) beziehungsweise einen
Wahlvorschlag nicht zuganglich zu machen, wenn einer der Ausschlusstatbestdnde nach § 126 Abs. 2
AktG vorliegt, etwa, weil der Wahlvorschlag oder Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen
Beschluss der Hauptversammlung flhren wirde oder die Begrindung in wesentlichen Punkten
offensichtlich falsche oder irreflihrende Angaben enthalt. Ein Wahlvorschlag muss dariber hinaus auch
dann nicht zuganglich gemacht werden, wenn der Vorschlag nicht den Namen, den ausgetbten Beruf
und den Wohnort der vorgeschlagenen Person sowie deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu
bildenden Aufsichtsraten enthalt. Die Begrindung eines Gegenantrags braucht nicht zugénglich
gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen betragt.

Gegenantrage und Wahlvorschlage von Aktionaren sind ausschliellich an die genannte Adresse zu
richten.

Die diesen Aktionarsrechten zugrundeliegenden Regelungen lauten auszugsweise wie folgt:

§ 126 AktG Antrdge von Aktionédren

(1) 1 Antrdge von Aktiondren einschlieBlich des Namens des Aktionédrs, der Begriindung und einer
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter
den dortigen Voraussetzungen zugénglich zu machen, wenn der Aktiondr mindestens 14 Tage vor der
Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und
Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begriindung an die in der Einberufung
hierfiir mitgeteilte Adresse lbersandt hat. 2 Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 3 Bei
boérsennotierten Gesellschaften hat das Zugénglichmachen Uber die Internetseite der Gesellschaft zu
erfolgen. 4+ § 125 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) ' Ein Gegenantrag und dessen Begriindung brauchen nicht zugdnglich gemacht zu werden,

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugénglichmachen strafbar machen
wiirde,
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der

Hauptversammlung flihren wiirde,

3. wenn die Begriindung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irrefiihrende
Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthélt,

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestlitzter Gegenantrag des Aktionérs bereits zu
einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugénglich gemacht worden ist,

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionérs mit wesentlich gleicher Begriindung in den
letzten fiinf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft
nach § 125 zugénglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als
der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals fiir ihn gestimmt hat,

6. wenn der Aktiondr zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht
teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder

7. wenn der Aktionér in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von

ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.
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2 Die Begriindung braucht nicht zugénglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000
Zeichen betrégt.

(3) Stellen mehrere Aktionére zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenantrége, so kann
der Vorstand die Gegenantrdge und ihre Begriindungen zusammenfassen.

§ 127 AktG Wahlvorschldge von Aktionédren (Auszug)

! Fiir den Vorschlag eines Aktiondrs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlusspriifern
gilt § 126 sinngeméaR. 2 Der Wahlvorschlag braucht nicht begriindet zu werden. ¥ Der Vorstand braucht
den Wahlvorschlag auch dann nicht zugénglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach
§ 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthélt. [...]

3. Auskunftsrecht gemaR § 131 Abs. 1 AktG

Es wird darauf hingewiesen, dass jedem Aktionar auf Verlangen in der Hauptversammlung vom
Vorstand Auskunft Gber Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben ist, soweit sie zur sachgemafien
Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist (§ 131 Abs. 1 AktG). Das
Auskunftsrecht kann in der Hauptversammlung ausgelbt werden, ohne dass es einer vorherigen
Ankindigung oder sonstigen Mitteilung bedarf.

Nahere Erlauterungen und Informationen zu den Rechten der Aktionare nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs.
1, 127 und 131 Abs. 1 AktG stehen den Aktiondren auf der Internetseite der Gesellschaft unter
https://www.deag.de/investor-relations/hauptversammlung/ zur Verfiigung.

Die diesem Auskunftsrecht zugrundeliegenden Regelungen lauten auszugsweise wie folgt:
§ 131 AktG Auskunftsrecht des Aktionérs

(1) 7 Jedem Aktionér ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft (iber
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemélen Beurteilung des Gegenstands
der Tagesordnung erforderlich ist. 2 Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und
geschéftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen. ¢ Macht eine
Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Absatz 1 Satz 3, § 276 oder § 288 des
Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionédr verlangen, dass ihm in der Hauptversammlung
tber den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form vorgelegt wird, die er ohne diese
Erleichterungen hétte. 4 Die Auskunftspflicht des Vorstands eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2
des Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und der
Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich auch auf die Lage des Konzerns und der in den
Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.

[..]

(2) 7 Die Auskunft hat den Grundsétzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu
entsprechen. 2 Die Satzung oder die Geschéftsordnung gemél § 129 kann den Versammlungsleiter
erméchtigen, das Frage- und Rederecht des Aktionérs zeitlich angemessen zu beschrénken, und
Né&heres dazu bestimmen.

(3) " Der Vorstand darf die Auskunft verweigern,

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach verniinftiger kaufménnischer Beurteilung geeignet ist, der
Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufiigen;

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansétze oder die Héhe einzelner Steuern bezieht;

3. (ber den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstédnde in der Jahresbilanz angesetzt
worden sind, und einem héheren Wert dieser Gegenstédnde, es sei denn, dass die Hauptversammlung
den Jahresabschluss feststellt;
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4. lber die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden im Anhang
ausreicht, um ein den tatséchlichen Verhéltnissen entsprechendes Bild der Vermbégens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies
gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt;

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen wiirde;

6. soweit bei einem Kreditinstitut, einem Finanzdienstleistungsinstitut oder einem Wertpapierinstitut
Angaben (iber angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene
Verrechnungen im Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder Konzernlagebericht nicht
gemacht zu werden brauchen;

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft (iber mindestens sieben Tage vor Beginn
und in der Hauptversammlung durchgéngig zugénglich ist.

2 Aus anderen Griinden darf die Auskunft nicht verweigert werden.

(4) 1 Ist einem Aktiondr wegen seiner Eigenschaft als Aktiondr eine Auskunft auBerhalb der
Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktionér auf dessen Verlangen in der
Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie zur sachgeméllen Beurteilung des Gegenstands der
Tagesordnung nicht erforderlich ist. 2 Im Fall der virtuellen Hauptversammlung ist zu gewéhrleisten, dass
Jeder elektronisch zu der Versammlung zugeschaltete Aktionédr sein Verlangen nach Satz 1 im Wege
der elektronischen Kommunikation lbermitteln kann. Der Vorstand darf die Auskunft nicht nach Absatz
3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. Die Sétze 1 bis 3 gelten nicht, wenn ein Tochterunternehmen (§ 290
Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des
Handelsgesetzbuchs) oder ein assoziiertes Unternehmen (§ 311 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) die
Auskunft einem Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum Zwecke der
Einbeziehung der Gesellschaft in den Konzernabschluss des Mutterunternehmens erteilt und die
Auskunft fiir diesen Zweck bendétigt wird.

(5) ' Wird einem Aktionér eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass seine Frage und der
Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift (ber die Verhandlung
aufgenommen werden. 2 Im Fall der virtuellen Hauptversammlung ist zu gewéhrleisten, dass jeder
elektronisch zu der Versammlung zugeschaltete Aktionér sein Verlangen nach Satz 1 im Wege der
elektronischen Kommunikation lbermitteln kann.

Berlin, im Mai 2023

DEAG Deutsche Entertainment Aktiengesellschaft

Der Vorstand

*kk

Seite 5 von 13

EU-437965



	1. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG
	2. Gegenanträge und Wahlvorschläge nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG
	3. Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG

